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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Xr. 20. 


(Nr. 9464.) Gewerbeſteuergeſetz. Vom 24. Juni 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, für 
den Umfang derſelben, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande und der Inſel 
Helgoland, was folgt: 


Gegenſtand der Beſteuerung. 
§. 1. 

Der Beſteuerung nach dieſem Geſetze unterliegen die in Preußen betriebenen 
ſtehenden Gewerbe. 

Hinſichtlich der Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen und des 
Wanderlagerbetriebes bewendet es bei den beſtehenden Vorſchriften mit der Maß⸗ 
gabe, daß im Sinne der $$.4 und 5 des Geſetzes vom 27. Februar 1880 
(Geſetz-Samml. S. 174) Städte mit mehr als 50 000 Einwohnern als Orte 
der erſten Gewerbeſteuerabtheilung, Städte mit mehr als 10000 bis 50 000 Ein- 
wohnern als Orte der zweiten Gewerbeſteuerabtheilung, Städte mit mehr als 
2000 bis 10 000 Einwohnern als Orte der dritten und alle übrigen Orte als 
ſolche der vierten Gewerbeſteuerabtheilung gelten. 

Vorſtehende Eintheilung findet auch Anwendung, wo in anderen Geſetzen 
auf die bisherigen Gewerbeſteuerabtheilungen Bezug genommen iſt. 

Die Einwohnerzahl beſtimmt ſich nach dem Ergebniß der zuletzt voran— 
gegangenen Volkszählung. 


$. 2. 

Gewerbliche Unternehmen, welche außerhalb Preußens ihren Sitz haben, 
aber in Preußen durch Errichtung einer Zweigniederlaſſung, Fabrikations-, Ein⸗ 
oder Verkaufsſtätte oder in ſonſtiger Weiſe einen oder mehrere ſtehende Betriebe 
unterhalten, ſind nach Maßgabe derſelben der Gewerbeſteuer in Preußen unter⸗ 
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worfen. Dieſelben ſind verpflichtet, auf Erfordern bei der Steuerverwaltung 
einen in Preußen wohnhaften Vertreter zu beſtellen, welcher für die Erfüllung 
aller dem Inhaber des Unternehmens obliegenden Verpflichtungen ſolidariſch haftet. 


Befreiungen. 
N 18.3 
Von der Gewerbeſteuer ſind befreit: 

1) das Deutſche Reich und der Preußiſche Staat; 

2) die Reichsbank; 

3) die landſchaftlichen Kreditverbände, ſowie die öffentlichen Verſicherungs⸗ 

anſtalten; 

4) die Kommunalverbände wegen folgender von ihnen betriebenen gewerb- 

lichen Unternehmungen: 

a) der zu gemeinnützigen Zwecken dienenden Geld- und Kreditanſtalten, 
als Sparkaſſen, Landeskreditkaſſen, Landeskultur⸗Rentenbanken, 
Bezirks- und Provinzial-Hülfs- und Darlehnskaſſen u. f. w.; 

b) der Kanaliſations⸗ und Waſſerwerke, letzterer jedoch nur, ſoweit 
ſich der Betrieb auf den Bezirk der unternehmenden Gemeinde 
beſchränkt ; 

e) der Schlachthäuſer und Viehhöfe; 

d) der Markthallen; 

e) der Volksbäder; 

) der Anſtalten zur Beleihung von Pfandſtücken. 

Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, auch für andere im öffentlichen Intereſſe 
unternommene gewerbliche Betriebe der Kommunalverbände Steuerfreiheit zu ge⸗ 
währen. So lange ſolche Betriebe ertraglos ſind, muß auf Antrag vom Finanz⸗ 
miniſter die Steuerfreiheit gewährt werden. 

Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, vorſtehende Beſtimmungen auch auf 
Unternehmungen anderer Korporationen, Vereine und Perſonen, welche nur 
wohlthätige oder gemeinnützige Zwecke unter Ausſchluß eines Gewinnes für die 
Unternehmer verfolgen (3. B. öffentliche Volksküchen, Kaffeeſchänken, Volks⸗ 
bibliotheken und dergleichen), zu erſtrecken, und finden dieſelben zugleich in Betreff 
der Betriebsſteuer ($$. 59 ff.) Anwendung. 


$. 4. 

Der Gewerbeſteuer unterliegen nicht: 

1) die Land- und Forſtwirthſchaft, die Viehzucht, die Jagd, die Fiſch— 
zucht, der Obſt⸗ und Weinbau, der Gartenbau — mit Ausnahme der 
Kunſt⸗ und Handelsgärtnerei — einſchließlich des Abſatzes der ſelbſt— 
gewonnenen Erzeugniſſe in rohem Zuſtande oder nach einer Ver— 
arbeitung, welche in dem Bereich des betreffenden Erwerbszweiges liegt. 
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Dieſe Beſtimmung findet jedoch keine Anwendung auf diejenigen, 
welche gewerbsweiſe Vieh von erkauftem Futter unterhalten, um es 
zum Verkauf zu mäſten oder mit der Milch zu handeln, ſowie auf 
diejenigen, welche die Milch einer Heerde, das Obſt eines Gartens, 
den Fiſchfang in geſchloſſenen Gewäſſern und ähnliche Nutzungen ab⸗ 
geſondert zum Gewerbebetriebe pachten; 

2) die landwirthſchaftlichen Branntweinbrennereien (F. 41 Ia des Geſetzes, 
betreffend die Beſteuerung des Branntweins, vom 24. Juni 1887, 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 253), 

3) der Bergbau; 

4) die Ausbeutung von Torfſtichen, von Sand-, Kies-, Lehm Mergel⸗ 
Thon- und dergleichen Gruben, von Stein, Schiefer-, Kalt, Kreide⸗ 
und dergleichen Brüchen, einſchließlich des Abſatzes der ſelbſtgewonnenen 
Erzeugniſſe, ſofern nicht eine weitere Bearbeitung behufs Darſtellung 
einer Handelswaare hinzutritt; 

5) der Handel außerpreußiſcher Gewerbetreibender 

a) auf Meſſen und Jahrmärkten, 
b) mit Verzehrungsgegenſtänden des Wochenmarktverkehrs auf Wochen⸗ 
märkten, 

6) der Betrieb der Eiſenbahnen, welche der Eiſenbahnabgabe nach Maf- 
gabe der Geſetze vom 30. Mai 1853 (Geſetz-Samml. S. 449) und 
vom 16. März 1867 (Geſetz-Samml. S. 465) unterliegen; 

7) die Ausübung eines amtlichen Berufes, der Kunſt, einer wiſſenſchaft⸗ 
lichen, ſchriftſtelleriſchen, unterrichtenden oder erziehenden Thätigkeit, 
insbeſondere auch des Berufes als Arzt, als Rechtsanwalt, als ver⸗ 
eideter Land- und Feldmeſſer, ſowie als Markſcheider. 


$. 5. 

Der Gewerbeſteuer ſind ferner nicht unterworfen: Vereine, eingetragene 
Genoſſenſchaften und Korporationen, welche nur die eigenen Bedürfniſſe ihrer 
Mitglieder an Geld, Lebensmitteln und anderen Gegenſtänden zu beſchaffen be⸗ 
zwecken, wenn ſie ſatzungsgemäß und thatſächlich ihren Verkehr auf ihre Mit⸗ 
glieder beſchränken und keinen Gewinn unter die Mitglieder vertheilen, auch eine 
Vertheilung des aus dem Gewinne angeſammelten Vermögens unter die Mit- 
glieder für den Fall der Auflöſung ausſchließen. 

Konſumvereine mit offenem Laden unterliegen der Beſteuerung; ebenſo 
unter derſelben Vorausſetzung Konſumanſtalten, welche von gewerblichen Unter⸗ 
nehmern im Nebenbetriebe unterhalten werden. 

Molkereigenoſſenſchaften, Winzervereine und andere Vereinigungen zur Be⸗ 
arbeitung und Verwerthung der ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe der Theilnehmer 
unterliegen der Gewerbeſteuer nur unter denſelben Vorausſetzungen, unter welchen 
auch der gleiche Geſchäftsbetrieb des einzelnen Mitgliedes hinſichtlich feiner ſelbſt— 
gewonnenen Erzeugniſſe der Gewerbeſteuer unterworfen iſt. 
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Steuerklaſſen. 
$. 6. 

Die Beſteuerung erfolgt in vier Gewerbeſteuerklaſſen. 

In Klaſſe I find diejenigen Betriebe zu beſteuern, deren jährlicher Ertrag 
50 000 Mark oder mehr, oder bei denen der Werth des Anlage- und Betriebs— 
kapitals 1000 000 Mark oder mehr beträgt. 

Die Gewerbeſteuerklaſſe II umfaßt die Betriebe mit einem jährlichen Ertrage 
von 20 000 bis ausſchließlich 50000 Mark, oder mit einem Anlage- und Be⸗ 
triebskapitale im Werthe von 150 000 bis ausſchließlich 1000 000 Mark. 

Zur Gewerbeſteuerklaſſe III gehören die Betriebe mit einem jährlichen Er— 
trage von 4000 bis ausſchließlich 20 000 Mark, oder mit einem Anlage- und 
Betriebskapitale im Werthe von 30 000 bis ausſchließlich 150 000 Mark. 

Zur Gewerbeſteuerklaſſe IV gehören die Betriebe mit einem jährlichen Er— 
trage von 1500 bis ausſchließlich 4000 Mark, oder mit einem Anlage- und 
Betriebskapitale von 3 000 bis ausſchließlich 30 000 Mark. 


$. 7. 

Betriebe, bei denen weder der jährliche Ertrag 1500 Mark noch das 
Anlage⸗ und Betriebskapital 3000 Mark erreicht, bleiben von der Gewerbe- 
ſteuer befreit. 

Auf die Betriebsſteuer ($$. 59 ff. dieſes Geſetzes) findet dieſe Beſtimmung 
keine Anwendung. 

§. 8. 


Betriebe, deren Zugehörigkeit zu einer der Steuerklaſſen I, II, III lediglich 
durch die Höhe des Anlage- und Betriebskapitals bedingt iſt, ſind auf Antrag 
des Steuerpflichtigen in die dem Ertrage entſprechende Steuerklaſſe zu verſetzen, 
wenn der erzielte Ertrag nachweislich zwei Jahre lang die Höhe von 30 000 Mark 
in Klaſſe I, 15000 Mark in Klaſſe II und von 3000 Mark in Klaſſe III nicht 
erreicht hat. 

Auf Konſumvereine und Konſumanſtalten, welche nach §. 5 gewerbeſteuer— 
pflichtig ſind, findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 


Veranlagung in Klaſſe I. 
§. 9. 

Die Steuer iſt in Klaſſe I von jedem Gewerbebetriebe mit Einem vom 
Hundert des jährlichen Ertrages mit der Maßgabe zu entrichten, daß bei einem 
Ertrage von 50 000 bis 54800 Mark (ausſchließlich) die Steuer = 524 Mark 
beträgt, und für die höheren, in Stufen von je 4800 Mark ſteigenden Erträge 
die Steuerſätze in Stufen von je 48 Mark ſteigen. Für Erträge unter 
50 000 Mark können geringere Steuerſätze als 524 Mark, jedoch nicht unter 
300 Mark unter Beachtung der Vorſchrift im letzten Abſatze des $. 14 an⸗ 
geſetzt werden. 
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$. 10. 

Veranlagungsbezirke für die Klaſſe I find die einzelnen Provinzen und die 
Stadt Berlin. Die Veranlagung erfolgt durch den für jeden Veranlagungs⸗ 
bezirk zu bildenden Steuerausſchuß, deſſen Mitgliederzahl vom Finanzminiſter zu 
beſtimmen ift, jedoch wenigſtens aus ſechs Perſonen beſtehen muß. Zwei Drittel 
derſelben werden für drei Jahre von dem Provinzialausſchuß, in Berlin vom 
Magiſtrat und der Stadtverordnetenverſammlung in gemeinſchaftlicher Sitzung 
aus den Gewerbetreibenden des Bezirks gewählt. Ein Drittel der Mitglieder 
und den Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes ernennt der Finanzminiſter. 

Der Vorſitzende und die ernannten Mitglieder können den Steuerausſchüſſen 
mehrerer Provinzen angehören. 


Veranlagung in Klaſſe II bis IV. 
$. 11. 
Veranlagungsbezirke bilden 
für Klaſſe II die Regierungsbezirke, 
für Klaſſen III und IV die Kreiſe. 
Die Stadt Berlin bildet für jede Klaſſe einen Veranlagungsbezirk. 


$. 12. 

Durch Beſtimmung des Finanzministers können innerhalb der Provinz für 
Klaſſe I, des Regierungsbezirks für Klaſſe II und des Kreiſes für die Klaſſen III 
und IV, ſowie innerhalb der Stadt Berlin für jede Klaſſe mehrere Veranlagungs⸗ 
bezirke gebildet werden. In gleicher Weiſe können für die Klaſſen III und IV 
mehrere Kreiſe zu einem Veranlagungsbezirk vereinigt werden. 


$. 13. 
Steuergeſellſchaften. 


Die Steuerpflichtigen des Veranlagungsbezirks werden in jeder der Klaſſen II 
bis IV zu einer Steuergeſellſchaft vereinigt, welche für das Veranlagungsjahr 
die Summe der für jeden Betrieb in Anſatz kommenden Mittelſätze — abzüglich 
beziehungsweiſe zuſätzlich des durch Entſcheidungen über eingelegte Rechtsmittel 
($$. 35 ff.) verurſachten Zu⸗ beziehungsweiſe Abgangs gegen die Veranlagung des 
Vorjahres — aufzubringen hat. Die aufzubringende Steuerſumme wird auf den 
durch die zuläſſigen Steuerſätze darſtellbaren Betrag abgerundet. 


$. 14. 
Steuerſätze. 
Die Mittelſätze betragen: 
in Klaſſe LI 300 Mark, 
in Klaſſe ID unn . aut en eee 80 5 
Inn laſſe WM d- %%. U- le. A E 165 
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Die bei der Steuervertheilung zuläſſigen geringſten und höchſten Steuer- 
ſätze betragen 


ee 156 bis 480 Mark, 
, SOSE 32 bis 192 
I 80509 1 TRANRONIE 4 bis 36 


Die Steuerſätze ſollen bis zu 40 Mark um je 4 Mark, von da ab bis 
96 Mark um je 8 Mark, weiter bis 192 Mark um je 12 Mark und weiter bis 
zu 480 Mark um je 36 Mark ſteigend abgeſtuft werden. 


Steuerausſchüſſe. 


$. 15. 

1. Behufs Veranlagung der Gewerbeſteuer der Klaſſen II, III und IV wird 
für jede Klaſſe und jeden Bezirk ($$. 6, 11 und 12) ein Steuerausſchuß gebildet, 
welcher aus einem Kommiſſar der Bezirksregierung als Vorſitzenden und von den 
Steuerpflichtigen der betreffenden Klaſſe (Steuergeſellſchaft) aus ihrer Mitte für 
drei Jahre gewählten Abgeordneten beſteht. 

Letztere, deren Anzahl vom Finanzminiſter beſtimmt wird, haben die Steuer- 
ſumme nach ihrer Kenntniß oder Schätzung des Ertragsverhältniſſes unter die 
einzelnen Mitglieder der Steuergeſellſchaft zu vertheilen. Dem Kommiſſar der 
Regierung ſteht die Befugniß zu, hierbei den Vorſitz zu übernehmen; er 
hat jedoch nur im Falle der Gleichheit der Stimmen der Abgeordneten ein 
Stimmrecht. 

2. Mit Ausnahme derjenigen Betriebe, welche bei geringerem als dem für 
die betreffende Klaſſe maßgebenden Ertrage ($. 6) wegen der Höhe des Anlage⸗ 
und Betriebskapitals der Steuergeſellſchaft zugehören, ſoll die Steuer der einzelnen 
Gewerbebetriebe den für Klaſſe I vorgeſchriebenen Prozentſatz des Ertrages unter 
Berückſichtigung der zuläſſigen Steuerſätze (§. 14) nicht überſteigen. 

Ermäßigung bis auf den dieſem Prozentſatz entſprechenden Steuerſatz kann 
von den Steuerpflichtigen im Wege des Einſpruchs und der Berufung ($$. 35 ff.) 
beanſprucht werden. 

3. Sollte die Steuerſumme einer Geſellſchaft bei vorſchriftsmäßiger Steuer⸗ 
vertheilung nicht aufgebracht werden können, ohne die Gewerbebetriebe, deren 
Ertrag die für die betreffende Klaſſe maßgebende Höhe erreicht ($. 6), mit 
Steuerſätzen zu belegen, welche das vorſtehend (Nr. 2) beſtimmte Maß über: 
ſteigen, ſo hat der Finanzminiſter die erforderliche Herabſetzung der Steuerſumme 
zu verfügen. 

$. 16. 

Die erſtmaligen Wahlen nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes werden für 
Klaſſe II von den Steuerpflichtigen der bisherigen Klaſſe A I bewirkt, für Klaſſe III. 
von den übrigen Steuerpflichtigen, deren bisheriger Gewerbeſteuerſatz 36 Mark 
oder mehr beträgt, für Klaſſe IV von den Steuerpflichtigen mit einem bisherigen 
Steuerſatz von weniger als 36 Mark nach Ausſcheidung derjenigen, deren Be— 
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freiung von der Gewerbeſteuer auf Grund des $. 7 nach der Feſtſtellung der 
bisherigen Veranlagungsbehörde keinem Zweifel unterliegt. 


Ort der Veranlagung und Veranlagungsgrundſätze. 


BZ, 

Mehrere Betriebe derſelben Perſon werden als ein ſteuerpflichtiges Gewerbe 
zur Steuer veranlagt. Die auf Grund des H. 5 ſteuerpflichtigen Konſumanſtalten 
gewerblicher Unternehmer ſind jedoch von den ſonſtigen Betrieben der Unternehmer 
getrennt zur Steuer heranzuziehen. 

Die Beſteuerung erfolgt in dem Veranlagungsbezirke, in welchem das Ge— 
werbe betrieben wird. 

Findet der Betrieb in mehreren Veranlagungsbezirken ſtatt, ſo erfolgt die 
Beſteuerung in dem Bezirke, in welchem die Geſchäftsleitung des Unternehmens 
ihren Sitz oder der in §. 2 Abſatz 2 erwähnte Vertreter ſeinen Wohnſitz hat. 

Daſſelbe gilt, wenn mehrere Gewerbe von derſelben Perſon betrieben 
werden. 

Erforderlichenfalls beſtimmt der Finanzminiſter endgültig den Veranlagungs⸗ 
bezirk, in welchem die Beſteuerung ſtattzufinden hat. 


$. 18. 
Gewerbe, welche von mehreren Perſonen gemeinſchaftlich betrieben werden, 
ſind ebenſo zu beſteuern, als wenn ſie nur von einer Perſon betrieben würden. 
Für die Erfüllung der nach dieſem Geſetz den Steuerpflichtigen obliegenden 
Verpflichtungen haften die Theilnehmer (Geſellſchafter) ſolidariſch. 


g. 19, 

Der Gewerbebetrieb der juriſtiſchen Perſonen und Vereine wird wie der— 
jenige phyſiſcher Perſonen beſteuert. 

Für die Erfüllung der nach dieſem Geſetz den Steuerpflichtige obliegenden 
Verpflichtungen haftet bei Aktiengeſellſchaften und ſonſtigen durch einen Vorſtand 
vertretenen Geſellſchaften, Genoſſenſchaften u. ſ. w. und bei juriſtiſchen Perſonen 
der Vorſitzende und jedes Mitglied des geſchäftsführenden Vorſtandes, bei 
Kommanditgeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien die perſönlich 
haftenden Geſellſchafter. 

Die Erfüllung der Verpflichtung ſeitens Eines der dafür Haftenden befreit 
die Uebrigen von ihrer Verbindlichkeit. 


$. 20. 

Betreibt die Ehefrau eines Gewerbetreibenden, welche nicht dauernd von 
demſelben getrennt lebt, ein eigenes Gewerbe, jo iſt der Ertrag beziehungsweiſe 
das Anlage- und Betriebskapital dieſes Gewerbes demjenigen des Ehemannes 
zuzurechnen und findet eine geſonderte Beſteuerung des erſteren nicht ſtatt. 
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b. 21. 

Bei inländiſchen Gewerben, welche außerhalb Preußens einen ſtehenden 
Betrieb durch Errichtung einer Zweigniederlaſſung, Fabrikations-, Ein- oder 
Verkaufsſtätte oder in ſonſtiger Weiſe unterhalten, bleibt derjenige Betrag des 
Ertrages beziehungsweiſe des Anlage- und Betriebskapitals, welcher auf den in 
anderen Bundesſtaaten unterhaltenen Betrieb entfällt, für die Beſteuerung außer 
Anſatz, jedoch nach Abzug des auf die in Preußen befindliche Geſchäftsleitung zu 
rechnenden Antheils von einem Zehntel des Ertrages, ſoweit nicht das Reichs— 
geſetz wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung vom 13. Mai 1870 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 119) entgegenſteht. ; 

6. 22. 

Bei Ausmittelung des Ertrages kommen alle Betriebskoſten und die Ab- 
ſchreibungen, welche einer angemeſſenen Berückſichtigung der Werthsverminderung 
entſprechen, in Abzug. Insbeſondere kann auch die Werthsverminderung der— 
jenigen Gegenſtände, welche aus dem Betriebe ausſcheiden, nach Maßgabe ihres 
Buchwerthes abgeſchrieben werden. Dem Ertrage zuzurechnen ſind die aus den 
Betriebseinnahmen beſtrittenen Ausgaben für Verbeſſerungen und Geſchäfts— 
erweiterungen, ſowie für den Unterhalt des Gewerbetreibenden und ſeiner An— 
gehörigen. Nicht abzugsfähig ſind Zinſen für das Anlage- und Betriebskapital, 
daſſelbe mag dem Gewerbetreibenden ſelbſt oder Dritten gehören und für Schulden, 
welche behufs Anlage oder Erweiterung des Geſchäfts, Verſtärkung des Betriebs— 
kapitals oder zu ſonſtigen Verbeſſerungen aufgenommen ſind. 


§. 23. 
Das Anlage- und Betriebskapital umfaßt ſämmtliche dem betreffenden Ge— 
werbebetriebe dauernd gewidmeten Werthe. 


§. 24. 

Die Veranlagung der Gewerbeſteuer erfolgt für jedes Steuerjahr. 

Für die Steuerveranlagung maßgebend iſt der Ertrag des bei Vornahme 
derſelben abgelaufenen Jahres, beziehungsweiſe das Anlage- und Betriebskapital 
nach ſeinem mittleren Stande im abgelaufenen Jahre. 

Beſteht der Gewerbebetrieb noch nicht ein Jahr lang, ſo iſt der Ertrag 
und das Betriebskapital nach dem zur Zeit der Veranlagung vorliegenden Anhalt 
zu ſchätzen. 

Während des Steuerjahres eintretende Aenderungen ſind erſt bei der Be— 
ſteuerung für das folgende Jahr zu berückſichtigen. 

Befugniſſe des Steuerausſchuſſes beziehungsweiſe des Vorſitzenden. 
§. 25. i 
Der Vorſitzende des Steuerausſchuſſes, welcher zugleich das Intereſſe des 


Staates vertritt, hat die Geſchäfte des Steuerausſchuſſes vorzubereiten, zu leiten 
und deſſen Beſchlüſſe auszuführen. 
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Zum Zweck der richtigen Veranlagung der Steuerpflichtigen hat er die er- 
forderlichen Nachrichten über ihren Gewerbebetrieb einzuziehen. 

Hierbei kann er ſich nach ſeinem Ermeſſen der Mitwirkung der Gemeinde— 
(Guts ) vorſtände und der Verwaltungsbehörden bedienen, welche feinen Auf- 
forderungen Folge zu leiſten ſchuldig ſind. 

Der Vorſitzende kann den Steuerpflichtigen auf Antrag oder von Amts⸗ 
wegen Gelegenheit zur perſönlichen Verhandlung über die für die Veranlagung 
erheblichen Thatſachen und Verhältniſſe gewähren, auch eine Beſichtigung der 
gewerblichen Anlagen, Betriebsſtätten und Vorräthe während der Arbeitsſtunden 
veranlaſſen. 

Sämmtliche Staats- und Kommunalbehörden haben dem Vorſitzenden die 
Einſicht aller, die Gewerbsverhältniſſe der Steuerpflichtigen betreffenden Bücher, 
Akten, Urkunden u. ſ. w. zu geſtatten, ſofern nicht beſondere geſetzliche Be— 
ſtimmungen oder dienſtliche Rückſichten entgegenſtehen. 


§. 26. 

Der Steuerausſchuß iſt berechtigt, Sachverſtändige und Auskunftsperſonen 
zu vernehmen, nöthigenfalls auch dieſelben zu beeidigen oder deren eidliche Ver— 
nehmung zu veranlaſſen. 

Dieſelben können die Auskunftertheilung auf die ihnen vorgelegten Fragen 
nur aus den nach Beſtimmung der Civilprozeßordnung zur Verweigerung des 
Zeugniſſes berechtigenden Gründen ablehnen. Perſonen, welche bei dem Steuer⸗ 
pflichtigen bedienſtet find oder waren, bleiben von der Vernehmung ausgeſchloſſen, 
inſofern der Steuerpflichtige damit nicht einverſtanden iſt. 


§. 27. 

Eine Vorlegung der Geſchäftsbücher des Gewerbetreibenden findet nur ſtatt, 
wenn dieſer ſelbſt dazu bereit iſt. 

Zur Offenbarung von Geſchäftsgeheimniſſen iſt der Gewerbetreibende in 
keinem Falle verpflichtet. 

Mit der Beſichtigung der Anlagen, Betriebsſtätten und Vorräthe (F. 25 
Abſatz 4) können ohne Zuſtimmung des Gewerbetreibenden andere Perſonen, als 
Staatsbeamte, nicht beauftragt werden. 


§. 28. 
Beſondere Verpflichtung der Aktiengeſellſchaften. 


Juriſtiſche Perſonen, Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 
eingetragene Genoſſenſchaften und alle zur öffentlichen Rechnungslegung ver⸗ 
pflichteten gewerblichen Unternehmungen ſind verpflichtet, ihre Geſchäftsberichte 
und Jahresabſchlüſſe, ſowie darauf bezügliche Beſchlüſſe der Generalverſammlungen 
nach den näheren Beſtimmungen des Finanzminiſters alljqährlich der Bezirks- 
regierung einzureichen. 
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$. 29. 
Namentliche Nachweiſungen für Klaſſe II bis IV. 


Die der Veranlagung zu Grunde zu legende namentliche Nachweiſung der 
Steuerpflichtigen wird für die Klaſſen II, III und IV durch die Steuerausſchüſſe 
feſtgeſtellt. Dem Vorſitzenden ſteht das Recht der Berufung an die Bezirks— 
regierung zu. Er hat von der Ausübung dieſes Rechts dem Steuerausſchuß 
Mittheilung zu machen, auch deſſen Erklärung darüber zu erfordern und der 
Berufungsſchrift beizufügen. 

Gegen die Entſcheidung der Bezirksregierung ſteht nur dem Steuerausſchuſſe 
binnen zehntägiger Ausſchlußfriſt nach erfolgter Mittheilung an die Mitglieder die 
Beſchwerde an den Finanzminiſter zu. 


$. 30. 
Berufungsrecht des Vorſitzenden in Klaſſe J. 

Gegen die Veranlagungsbeſchlüſſe des Steuerausſchuſſes der Klaſſe I ſteht 
dem Vorſitzenden die Berufung an die Bezirksregierung am Sitz des Steuer⸗ 
ausſchuſſes zu. Dem Steuerausſchuß iſt davon Mittheilung zu machen und 
Gelegenheit zu geben, den angefochtenen Beſchluß zu begründen. 


$. 31. 
Gewerbeſteuerrolle. 

Die aus den Steuerliſten der einzelnen Steuerklaſſen zuſammenzuſtellenden 
Gewerbeſteuerrollen für die Erhebungsbezirke werden von der Bezirksregierung 
feſtgeſetzt. Dieſelbe iſt befugt, Rechnungsfehler zu berichtigen. Die Gewerbe 
ſteuerrolle iſt zur Einſicht der Steuerpflichtigen des Veranlagungsbezirkes während 
einer Woche öffentlich auszulegen. Dieſe Auslegung iſt eine Woche vorher 
bekannt zu machen. 

§. 32. 
Benachrichtigung des Steuerpflichtigen. 

Das Ergebniß der Veranlagung hat der Vorſitzende des Steuerausſchuſſes 
jedem Steuerpflichtigen mittelſt einer, zugleich eine Belehrung über die Rechts— 
mittel enthaltenden Zuſchrift bekannt zu machen. 

Auf die von dem Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes zu bewirkenden Zu— 
ſtellungen an Steuerpflichtige finden die Beſtimmungen im $. 53 des Einkommen— 
ſteuergeſetzes Anwendung. 

$. 33. 
Begrenzung der Steuerpflicht. 

Die Steuerpflicht beginnt mit dem Anfange des auf die Eröffnung des 
Betriebes folgenden Kalendervierteljahres und dauert bis zum Ende desjenigen 
Kalendervierteljahres, in welchem das Gewerbe abgemeldet wird. Erfolgt die 
Abmeldung in demſelben Vierteljahr, in welchem der Betrieb begann, ſo iſt der 
Gewerbetreibende für ein Vierteljahr ſteuerpflichtig. Zeitweilige durch die Natur 
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des Gewerbes bedingte Unterbrechung befreit nicht von der Steuerverpflichtung 
für die Zwiſchenzeit bis zur Wiederaufnahme des Betriebes im Laufe defjelben 
oder des nächſtfolgenden Jahres. 
$. 34. 
Zugang im Laufe des Jahres. 

Gewerbetreibende, welche nach Beginn der jährlichen Veranlagung einen 
Betrieb anfangen, ſind durch den Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes der Klaſſe IV 
nach der Höhe des muthmaßlichen Ertrages beziehungsweiſe Anlage- und Be 
triebskapitals der entſprechenden Steuerklaſſe zuzuweiſen. Dieſelben werden in 
Klaſſe II bis IV mit dem Mittelſatze ($. 14), in Klaſſe I, vorbehaltlich der Feſt⸗ 
ſtellung des Steuerſatzes durch den Steuerausſchuß bei dem Zuſammentreten 
deſſelben, vorläufig mit dem vom Vorſitzenden beſtimmten Steuerſatz in Zu⸗ 
gang geſtellt. 

Die Feſtſtellung durch den Steuerausſchuß der Klaſſe I hat — auch wenn 
ſie erſt im nächſtfolgenden Steuerjahre ſtattfindet — die Wirkung, daß der 
Steuerpflichtige zur Nachentrichtung des in Folge der vorläufigen Beſtimmung 
des Steuerſatzes durch den Vorſitzenden zu wenig Gezahlten verbunden iſt und 
ein zuviel gezahlter Betrag erſtattet wird. 

Die Bekanntmachung an den Steuerpflichtige erfolgt nach Vorſchrift 
des $. 32. 

5 Den Steuerpflichtigen der Klaſſe I ſtehen gegen die Feſtſetzung des Steuer⸗ 
ausſchuſſes die Rechtsmittel nach Maßgabe der $$. 35 ff. offen. Die Steuer⸗ 
pflichtigen der Klafje II, III, IV können dieſelben Rechtsmittel nur wegen ver- 
meintlich unrichtiger Beſtimmung der Steuerklaſſe einlegen. 


Rechtsmittel. 
$. 35. 

Gegen das Ergebniß der Veranlagung ſteht dem Steuerpflichtigen das 
Rechtsmittel des Einſpruchs bei dem Steuerausſchuſſe zu. Daſſelbe iſt bei dem 
Vorſitzenden des Ausſchuſſes binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen einzu⸗ 
legen, welche von dem auf die Zuſtellung der Steuerzuſchrift (§§. 32 und 34) 
folgenden Tage ab läuft. 4. 30 


Gegen die Entſcheidung des Steuerausſchuſſes über den Einſpruch ſteh 
ſowohl dem Vorſitzenden als dem Steuerpflichtige binnen der im F. 35 be 
ſtimmten Ausſchlußfriſt das Rechtsmittel der Berufung an die Bezirksregierung 
(88. 29 und 30) zu. Der Steuerpflichtige hat das Rechtsmittel beim Vor⸗ 
ſitzenden des Steuerausſchuſſes einzulegen. 

Für den Vorſitzenden läuft dieſe Friſt vom Tage der Entſcheidung. 

$. 37. 

Gegen die Entſcheidung über die Berufung ſteht dem Steuerpflichtigen die 

Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht zu, welche innerhalb der im §. 35 
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beſtimmten Ausſchlußfriſt bei der Bezirksregierung ($$. 29 und 30) einzulegen 
iſt, und nur darauf geſtützt werden kann: 


1) daß die angefochtene Entſcheidung auf der Nichtanwendung oder auf 
der unrichtigen Anwendung des beſtehenden Rechts, insbeſondere auch 
der von den Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Ver⸗ 
ordnungen beruhe; 

2) daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 


In der Beſchwerde iſt anzugeben, worin die behauptete Nichtanwendung 
oder unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechts, oder worin die behaupteten 
Mängel des Verfahrens gefunden werden. 

Die Beſtimmungen in $$. 45 bis 49 des Einkommenſteuergeſetzes finden 
ſinngemäße Anwendung. 


$. 38. 
Vertheilung des Steuerſatzes auf mehrere Kommunalbezirke. 


Erſtreckt ſich ein Gewerbebetrieb über mehrere Kommunalbezirke und wird 
für die Zwecke der kommunalen Beſteuerung oder kommunaler Wahlen die Zer— 
legung des Steuerſatzes in die, auf die einzelnen Betriebsorte entfallenden Theil- 
beträge erforderlich, ſo iſt dieſe von dem veranlagenden Steuerausſchuſſe zu 
bewirken. 

Der Beſchluß iſt ſowohl den betheiligten Kommunen als dem Steuer⸗ 
pflichtigen zuzuſtellen. 

Denſelben ſteht binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen die Berufung 
an die Bezirksregierung ($$. 29 und 30) und gegen die Berufungsentſcheidung 
in gleicher Friſt die Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht zu. 


Steuererhebung. 


§. 39. 

Die Steuer iſt in vierteljährlichen Beträgen in der erſten Hälfte des 
zweiten Monats eines jeden Vierteljahres an die vom Finanzminiſter als zu⸗ 
ſtändig bezeichnete Stelle abzuführen. Vorausbezahlungen bis zum Jahresbetrage 
ſind zuläſſig. 

§. 40. 


Die Zahlung der veranlagten Steuer wird durch die Einlegung von 
Rechtsmitteln nicht aufgehalten, muß vielmehr, mit Vorbehalt ſpäterer Erſtattung, 
in den vorgeſchriebenen Friſten erfolgen. 


F. 41. 
Wird ein Gewerbebetrieb von einer anderen Perſon unverändert fortgeſetzt 
(3. B. im Fall der Vererbung, Verpachtung, Veräußerung), fo iſt die veranlagte 
Steuer bis zum Ablauf des Steuerjahres fortzuentrichten und findet nur eine 
Umſchreibung des Namens ſtatt. 
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Der Verpächter eines Gewerbes haftet für die Jahresſteuer ſolidariſch mit 
dem Pächter deſſelben. 
$. 42. 
Bei Verlegung des Betriebsortes oder des Sitzes der Geſchäftsleitung, 
beziehungsweiſe des Wohnortes des Gewerbetreibenden tritt die erforderliche Ueber⸗ 
tragung der Steuer für den Reſt des Jahres ohne neue Veranlagung ein. 


$. 43. 
Im Uebrigen wird das Verfahren bei Zu- und Abgängen durch Beſtim⸗ 
mung des Finanzminiſters geregelt. 


Ermäßigung im Laufe des Steuerjahres. 
$. 44. 

Wird ein Betrieb durch Tod oder Krankheit des Inhabers, Brandunglück, 
Ueberſchwemmung oder ſonſtige Ereigniſſe weſentlich geſchädigt, ſo kann die 
Steuer für die folgenden Vierteljahre ermäßigt oder erlaſſen werden. 

Die Entſcheidung trifft die Bezirksregierung und auf Beſchwerde der 
Finanzminiſter. 

$. 45. 

Veranlagte Gewerbeſteuerbeträge können in einzelnen Fällen niedergeſchlagen 
werden, wenn deren zwangsweiſe Beitreibung die Steuerpflichtigen in ihrer wirth— 
ſchaftlichen Exiſtenz gefährden, oder wenn das Beitreibungsverfahren vorausſichtlich 
ohne Erfolg ſein würde. 


Bildung und Geſchäftsführung der Steuerausſchüſſe. 
$. 46. 

Die Wahl der Mitglieder der Steuerausſchüſſe und einer gleichen Anzahl 
Stellvertreter findet alle drei Jahre ſtatt. Die Wahlen erfolgen nach relativer 
Stimmenmehrheit. Das Wahlverfahren wird für die Steuerklaſſen II bis IV 
durch Beſtimmung des Finanzminiſters geregelt. 

$. 47. 

Wählbar ſind nur ſolche männliche Mitglieder der betreffenden Klaſſe, 
welche das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben und ſich im Beſitze der 
bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

Von mehreren Inhabern eines Geſchäfts iſt nur Einer wählbar und zur 
Ausübung der Wahlbefugniß zu verſtatten. Aktien⸗ und ähnliche Geſellſchaften 
üben die Wahlbefugniß durch einen von dem geſchäftsführenden Vorſtande zu 
bezeichnenden Beauftragten aus; wählbar iſt von den Mitgliedern des geſchäfts⸗ 
führenden Vorſtandes nur Eines. Minderjährige und Frauen können die Wahl⸗ 
befugniß durch Bevollmächtigte ausüben, wählbar ſind letztere nicht. 

Niemand darf mehr als eine Stimme abgeben; die Uebertragung des 
Stimmrechts iſt unzuläſſig. Die Wahl darf nur aus den im F. 8 der Kreis⸗ 
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ordnung vom 13. Dezember 1872 (Geſetz-Samml. S. 661) angegebenen Gründen 
abgelehnt werden. Ueber die Zuläſſigkeit der Ablehnung entſcheidet der Vorſitzende 
des Steuerausſchuſſes. 

$. 48. 

Wird die Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter ſeitens einer Steuer- 
geſellſchaft verweigert oder nicht ordnungsmäßig bewirkt, oder verweigern die Ge— 
wählten die ordnungsmäßige Mitwirkung, ſo gehen die dem Steuerausſchuſſe zu— 
ſtehenden Befugniſſe für das betreffende Steuerjahr auf den Vorſitzenden über. 


$. 49. 

Die Mitglieder der Steuerausſchüſſe und deren Stellvertreter haben dem 
Vorſitzenden mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt zu geloben, daß ſie bei den 
Ausſchußverhandlungen ohne Anſehen der Perſon, nach beſtem Wiſſen und Ge— 
wiſſen verfahren und die Verhandlungen, ſowie die hierbei zu ihrer Kenntniß 
gelangenden Verhältniſſe der Steuerpflichtigen ſtrengſtens geheim halten werden. 

Das gleiche Gelöbniß haben vor einem Kommiſſar der Bezirksregierung 
diejenigen Vorſitzenden abzulegen, welche nicht ſchon als Beamte beeidigt ſind. 

Die bei der Steuerveranlagung betheiligten Beamten ſind zur Geheim— 
haltung der Ausſchußverhandlungen ſowie der zu ihrer Kenntniß gelangenden Ver— 
hältniſſe der Steuerpflichtigen kraft des von ihnen geleiſteten Amtseides verpflichtet. 


$. 50. 

So lange über die Veranlagung oder den Einſpruch eines Ausſchuß— 
mitgliedes oder ſeiner Verwandten oder Verſchwägerten in auf- und abſteigender 
Linie oder bis zum dritten Grade der Seitenlinien berathen und abgeſtimmt wird, 
hat daſſelbe abzutreten. Der Vorſitzende hat in gleichem Falle den Vorſitz an 
ein Mitglied abzugeben. 

§. 51. 

Die Beſtimmung des Artikels I, Ib und II der Verordnung, betreffend die 
Tagegelder und Reiſekoſten u. ſ. w., vom 20. Dezember 1876 (Geſetz-Samml. 1877, 
S. 3) findet auf die Mitglieder der Steuerausſchüſſe entſprechende Anwendung. 

Die Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige ($. 26) werden nach den 
in Civilprozeſſen zur Anwendung kommenden Vorſchriften berechnet. 


An- und Abmeldung des Gewerbes. 


§. 52. 

Wer den Betrieb eines ſtehenden Gewerbes anfängt, muß der Gemeinde— 
behörde des Ortes, wo ſolches geſchieht, vorher oder gleichzeitig Anzeige davon 
machen. 

Dieſer Verpflichtung wird, ſoweit nicht im Folgenden etwas Anderes be 
ſtimmt iſt, durch die nach Vorſchrift der Gewerbeordnung für das Deutſche Reich 
($. 14) zu machende Anzeige genügt. 
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In der Stadt Berlin iſt die vorgeſchriebene Anzeige bei der Direktion für 
die Verwaltung der direkten Steuern zu bewirken. 


$. 53. 

Die Vorſtände der Gemeinden (Gutsbezirke) find verpflichtet, von allen 
bei ihnen eingehenden Gewerbeanmeldungen in der von der Bezirksregierung an⸗ 
zuordnenden Friſt der ihnen bezeichneten Veranlagungsſtelle Mittheilung zu machen, 
auch nach Anſtellung der erforderlichen Erkundigungen über die Steuerpflichtigkeit, 
beziehungsweiſe darüber, in welcher Klaſſe die Beſteuerung zu erfolgen hat, ſich 
gutachtlich zu äußern. 

F. 54. 

Jeder Gewerbetreibende iſt verpflichtet, auf Aufforderung des Gemeinde⸗ 
vorſtandes oder des Vorſitzenden des zuſtändigen Steuerausſchuſſes, innerhalb der 
zu beſtimmenden, mindeſtens einwöchentlichen Friſt ſchriftlich zu erklären, 

welches oder welche Gewerbe er treibt oder zu treiben beginnt, 
welche Betriebsſtätten er unterhält, 
welche Gattungen und wie viele Hülfsperſonen, Gehülfen und Arbeiter 
und 
welche Gattung und wie viele Maſchinen einſchließlich der Motoren im 
Gewerbebetriebe verwendet werden. 

Auch andere auf die äußerlich erkennbaren Merkmale des Betriebes ge— 

richtete Fragen iſt der Gewerbetreibende wahrheitsgemäß zu beantworten ver- 


pflichtet. 
$. 55. 


Auf beſondere Aufforderung des Vorſitzenden eines zuſtändigen Steuer⸗ 
ausſchuſſes des Veranlagungsbezirks iſt jeder Gewerbetreibende verpflichtet, in ver- 
ſchloſſenem Schreiben oder mündlich zu Protokoll zu erklären, ob der jährliche 
Ertrag ſeines Gewerbebetriebes 

1500 bis ausſchließlich 4000 Mark, 
oder 4000 bis ausſchließlich 20000 + 
oder 20 000 bis ausſchließlich 50000 > 
oder 50 000 Mark oder mehr beträgt, 


und ob der Werth des Anlage- und Betriebskapitals 
3000 bis ausschließlich 30 000 Mark, 
oder 30 000 bis ausſchließlich 150 000 
oder 150 000 bis ausſchließlich 1000000 + 
oder 1000 000 Mark oder mehr beträgt. 

Solche Erklärungen ſind geheim aufzubewahren. 

Weitergehende Auskunftsertheilung über die Höhe des Ertrages, ſowie den 
Werth des Anlage- und Betriebskapitals iſt der Gewerbetreibende abzulehnen be⸗ 
rechtigt. Die im Vorſtehenden vorgeſchriebene Auskunft über die Höhe des An⸗ 

(Nr. 9464.) 


— 220 — 


lage- und Betriebskapitals zu ertheilen, find auch diejenigen verpflichtet, welche 
einen Betrieb neu beginnen. 

Dem Steuerpflichtigen iſt auf ſeinen Antrag, in Fällen, in welchen es ſich 
um einen nur durch Schätzung zu ermittelnden Ertrag handelt, geſtattet, ſtatt der 
im Abſatz 1 erwähnten Erklärung diejenigen Nachweiſungen zu geben, deren der 
Steuerausſchuß zur Schätzung des Ertrages bedarf. 


$. 56. 

Die nach den $$. 52 bis 55 den Gewerbetreibenden obliegenden Ver— 

pflichtungen ſind: 

1) für Perſonen, welche unter väterlicher Gewalt, Pflegſchaft oder Vor⸗ 
mundſchaft ſtehen, von deren Vertretern, 

2) für Gewerbebetriebe der Geſellſchaften, Genoſſenſchaften, juriſtiſchen 
Perſonen, Vereine u. ſ. w. von den in $$. 18 und 19 beziehungsweiſe 
§. 2 Abſatz 2 bezeichneten Perſonen 

zu erfüllen. 
N $. 57. 
Zum Zwecke der erſtmaligen Veranlagung der Gewerbeſteuer nach dieſem 
Geſetze haben 

1) für die Orte der bisherigen erſten, zweiten und dritten Gewerbefteuer- 
abtheilung die Gemeindevorſtände, für die Orte der bisherigen vierten 
Gewerbeſteuerabtheilung des Kreiſes die Landräthe ein Verzeichniß 
ſämmtlicher daſelbſt vorhandener Gewerbebetriebe, welche nicht bereits 
in der letzten Gewerbeſteuerrolle und den Zugangsliſten des letzten 
Jahres aufgeführt ſind, aufzuſtellen und mit gutachtlicher Aeußerung 
über deren Beſteuerung der Bezirksregierung vorzulegen. 

2) Die Gewerbetreibenden, welche in mehreren Orten einen ſtehenden 
Betrieb unterhalten, haben in der durch öffentliche Aufforderung be— 
ſtimmten Friſt eine ſchriftliche Erklärung über Ort und Art der einzelnen 
Betriebe und über den Sitz der Geſchäftsleitung an die in der Be— 
kanntmachung beſtimmten Stellen einzureichen. 

In der Folgezeit eintretende Aenderungen des in der Erklärung 
angegebenen Zuſtandes ſind dem Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes, 
von welchem die Steuer veranlagt wird, ſchriftlich anzuzeigen. 


§. 58. 

Das Aufhören eines ſteuerpflichtigen Gewerbes iſt der Hebeſtelle, an welche 
die Steuer entrichtet wird — in der Stadt Berlin der Direktion für die Ver— 
waltung der direkten Steuern daſelbſt —, ſchriftlich anzuzeigen. 

Die Bezirksregierung kann die Steuer vom Beginn des auf die Betriebs— 
beendigung folgenden Vierteljahres an in Abgang ſtellen laſſen, wenn der Zeit⸗ 
punkt der letzteren feſtſteht, namentlich im Fall des Todes des Steuerpflichtigen, 
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ſofern das Gewerbe von den Erben nicht fortgeſetzt iſt, im Fall der Konkurs⸗ 
eröffnung und in ähnlichen Fällen einer unfreiwilligen Einſtellung des Betriebes, 
ſowie im Fall der Uebertragung des Gewerbes auf einen Anderen, wenn letzterer 
die Steuer fortentrichtet hat. 


Betriebsſteuer. 


$. 59. 

Für den Betrieb der Gaſtwirthſchaft, der Schankwirthſchaft, ſowie des 
Kleinhandels mit Branntwein oder Spiritus iſt jährlich eine beſondere Betriebs⸗ 
ſteuer zu entrichten. 

$. 60. 

Die Betriebsſteuer beträgt für Jeden, welcher eines oder mehrere dieſer 
Gewerbe, allein oder in Verbindung mit anderen Gewerben, betreibt, 

1) wenn er von der Gewerbeſteuer wegen eines hinter der Grenze der 

Steuerpflicht zurückbleibenden Ertrages und Anlage- und Betriebskapitals 
befreit iſt ($. 7), 10 Mark; 


2) wenn er zur Gewerbeſteuer veranlagt iſt: 


a) in der Klaſſe IV NV 15 Mark, 
b) in der Klaſſe IIIiꝛꝛnLͤLdꝑLqi i 25 
e) in der Klaſſe r·ꝛmUUU ⁴m mPLPIM mn. 50 + 
d) in der Klaſſe P6666 100 


Die Steuer wird bei allen Betrieben, welche geiſtige Getränke verabfolgen, 
für jede Betriebsſtätte beſonders erhoben. 


F. 61. 

Wenn die Heranziehung zur Betriebsſteuer lediglich durch einen vorüber⸗ 
gehenden, bei außergewöhnlichen Gelegenheiten (Feſten, Truppenzuſammenziehungen 
und dergleichen) ftattfindenden Gewerbebetrieb bedingt iſt, ſo kann die Bezirks⸗ 
regierung auf Antrag des Steuerpflichtigen den Betrag der Steuer bis auf den 
Satz von 5 Mark herabſetzen. 

F. 62. 

Die Feſtſtellung der Betriebsſteuer erfolgt von dem Vorſitzenden des Steuer- 
ausſchuſſes für alle von dem letzteren zur Gewerbeſteuer Veranlagten, welche ein 
der Betriebsſteuer unterliegendes Gewerbe betreiben. 

Der Vorſitzende des Steuerausſchuſſes der Klaſſe IV hat außerdem die 
Betriebsſteuer für alle im $. 60 Nr. 1 bezeichneten Steuerpflichtigen des Ver⸗ 
anlagungsbezirks feſtzuſtellen. 

§. 63. 

Der feftgeftellte Steuerſatz iſt einem jeden Steuerpflichtigen in Gemäßheit 
des $. 32 bekannt zu machen. 

Die Erhebung erfolgt nach Maßgabe des $. 39. 

Gef. Samml. 1891. (Nr. 9464) 
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Die im F. 61 bezeichneten Steuerpflichtigen haben den Betrag der Jahres— 
ſteuer binnen vierzehn Tagen nach erfolgter Mittheilung an die ihnen bezeichnete 
Hebeſtelle in einer Summe zu entrichten. 

Nach fruchtloſer Zwangsvollſtreckung kann bis zur vollſtändigen Entrichtung 
des Rückſtandes die fernere Ausübung des ſteuerpflichtigen Betriebes unterſagt 
und die Einſtellung deſſelben durch Schließung und Verſiegelung der Geſchäfts— 
räume erzwungen werden. 


$. 64. 


Eine Erſtattung der Betriebsſteuer wegen Einſtellung des Betriebes im Laufe 
des Steuerjahres findet nicht ſtatt. 


$. 65. 

Ueber Beſchwerden wegen Verpflichtung zur Entrichtung der Betriebsſteuer 
oder wegen der Höhe derſelben entſcheidet die Bezirksregierung (§§. 29 und 30), 
und in weiterer Inſtanz der Finanzminiſter. Die Entſcheidungen des letzteren 
ſind endgültig. 

Soweit durch die Entſcheidungen, welche bezüglich der Gewerbeſteuer im 
Wege der Rechtsmittel ergehen, Abänderungen der feſtgeſtellten Betriebsſteuerſätze 
bedingt werden, haben die Vorſitzenden der Steuerausſchüſſe die anderweite Feſt⸗ 
ſtellung zu bewirken. 

F. 66. 

Die zur Ertheilung der Erlaubniß für die im F. 59 bezeichneten Betriebe 
oder für die Eröffnung einer neuen Betriebsſtätte zuſtändigen Behörden haben 
von jeder Erlaubnißertheilung der ihnen bezeichneten Veranlagungsſtelle Mit- 
theilung zu machen. 

$. 67. 

Weinbauer, welche felbft gewonnenen Moſt oder Wein im Polizeibezirk 
ihres Weingutes oder Wohnortes nicht über drei Monate lang zum Genuß 
auf der Stelle verkaufen, haben hierfür weder Gewerbe- noch Betriebsſteuer zu 
entrichten. 

$. 68. 

Behufs erſtmaliger Erhebung der Betriebsſteuer für das Steuerjahr 1893/94 
haben für die Städte die Gemeindebehörden, für die Landgemeinden und Guts— 
bezirke des Kreiſes der Landrath eine Nachweiſung aller daſelbſt vorhandenen, 
im $. 59 bezeichneten Gewerbebetriebe unter Angabe der einzelnen Betriebsſtätten 
und der Art des Betriebes aufzuſtellen und bis zum 1. Februar 1893 der 
Bezirksregierung vorzulegen. 

Auf Anordnung der Bezirksregierung iſt nach Bedürfniß auch in den 
folgenden Jahren die vorſtehend vorgeſchriebene Nachweiſung von den genannten 
Behörden aufzuſtellen und vorzulegen. 
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$. 69. 

Die Veranlagungsgrundſätze der $$. 18, 19 finden auf die Betriebsſteuer 
Anwendung. 

Wegen des jährlichen Zu- und Abganges wird das Erforderliche von dem 
Finanzminiſter geregelt. 

Strafbeſtimmungen. 
$. 70. 

Wer die geſetzliche Verpflichtung zur Anmeldung eines ſteuerpflichtigen Ge⸗ 
werbes innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt nicht erfüllt, verfällt in eine dem 
doppelten Betrage der einjährigen Steuer gleiche Geldſtrafe. Daneben iſt die 
vorenthaltene Steuer zu entrichten. 

Die Feſtſetzung der Nachſteuer ſteht der Regierung zu, gegen deren Ent⸗ 
ſcheidung nur Beſchwerde an den Finanzminiſter zuläſſig iſt. 


F. 71. 

Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark wird beſtraft: 

1) wer die nach den Beſtimmungen der $$. 28, 54, 55 und 56 dieſes 
Geſetzes ihm obliegende Verpflichtung nicht erfüllt; insbeſondere auch 
wer die erforderte Erklärung, zu welcher er nach Vorſchrift der SS. 54 
bis 56 verpflichtet ift, wiſſentlich unvollſtändig oder unrichtig abgiebt; 

2) wer dem nach $. 25 Abſatz 4 Juſtändigen die Einſicht der gewerblichen 
Anlagen, Betriebsſtätten oder Vorräthe verweigert. 


§. 72. 

Die bei der Steuerveranlagung betheiligten Beamten, ſowie die Mitglieder 
der Steuerausſchüſſe und deren Stellvertreter werden, wenn ſie die zu ihrer 
Kenntniß gelangten Erwerbs-, Vermögens- oder Einkommensverhältniſſe oder die 
Geſchäftsgeheimniſſe eines Steuerpflichtigen, insbeſondere auch den Inhalt der im 
F. 55 bezeichneten Erklärungen oder der darüber gepflogenen Verhandlungen un⸗ 
befugt offenbaren, mit Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert Mark oder mit 
Gefängniß bis zu drei Monaten beſtraft. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein und muß ſtattfinden, in⸗ 
ſofern der durch die Verletzung des Geheimniſſes betroffene Steuerpflichtige die— 
ſelbe unter Darlegung des Sachverhalts beanfprucht und nicht Rückſichten des 
öffentlichen Wohles entgegenſtehen. Für die Stellung des Antrages gegen Vor⸗ 
ſitzende und Mitglieder der Steuerausſchüſſe der Klaſſe 1 und gegen deren Stell- 
vertreter iſt der Finanzminiſter, im Uebrigen die Bezirksregierung zuſtändig. 


$. 73. 
Die auf Grund der FF. 70 und 71 feſtzuſetzenden, aber unbeitreiblichen 
Geldſtrafen ſind nach Maßgabe der für Uebertretungen geltenden Beſtimmungen 
(Nr. 9464.) 
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des Strafgeſetzbuches für das Deutſche Reich ($$. 28 und 29) in Haft umzu⸗ 
wandeln. 

Die Unterſuchung und Entſcheidung in Betreff der in den $$. 70 und 71 
bezeichneten ſtrafbaren Handlungen ſteht dem Gericht zu, wenn nicht der Be- 
ſchuldigte die von der Regierung vorläufig feſtgeſetzte Geldſtrafe nebſt den durch 
das Verfahren gegen ihn entſtandenen Koſten binnen einer ihm bekannt gemachten 
Friſt freiwillig zahlt. 

Die Regierungen ſind ermächtigt, hierbei eine mildere, als die im $. 70 
vorgeſchriebene Strafe in Anwendung zu bringen. 

Hat der Beſchuldigte in Preußen keinen Wohnſitz, fo erfolgt das Ein- 
ſchreiten des Gerichts ohne vorläufige Feſtſetzung der Strafe durch die Regierung. 
Daſſelbe findet ftatt, wenn die Regierung aus ſonſtigen Gründen von der vor- 
läufigen Feſtſetzung der Strafe Abſtand zu nehmen erklärt oder der Angeſchuldigte 
hierauf verzichtet. 

Bei den gerichtlichen Entſcheidungen iſt hinſichtlich der Höhe der im $. 70 
vorgeſchriebenen Geldſtrafe die von der Regierung feſtzuſetzende Jahresſteuer zu 
Grunde zu legen. 

Die Entſcheidung wegen der hinterzogenen Steuer verbleibt in allen Fällen 
den Verwaltungsbehörden. 

In Betreff der Zuwiderhandlungen wegen der Verpflichtung zur Geheim⸗ 
haltung ($. 72) findet nur das gerichtliche Strafverfahren ſtatt. 


Koſten. 


F. 74. 


Die Koſten der Steuerveranlagung und Erhebung fallen der Staatskaſſe 
zur Laſt. Jedoch find diejenigen Koften, welche durch die gelegentlich der ein⸗ 
gelegten Rechtsmittel erfolgenden Ermittelungen veranlaßt werden von dem 
Steuerpflichtigen zu erſtatten, wenn ſich feine Angaben in weſentlichen Punkten 
als unrichtig erweiſen. Die Feſtſetzung der zu erſtattenden Koſten erfolgt durch 
die Regierung, gegen deren Entſcheidung die Beſchwerde an den Finanzminiſter 
geſtattet iſt. 


$. 75. 


Den Gemeinden werden als Vergütung für die bei Veranlagung der 
Steuer leinſchließlich der Betriebsſteuer) ihnen übertragenen Geſchäfte zwei Prozent 
der eingegangenen Steuer gewährt. 

Hinſichtlich der örtlichen Erhebung der Steuer verbleibt es bis auf Weiteres 
bei den beſtehenden Beſtimmungen mit der Maßgabe, daß die bisher zur örtlichen 
Erhebung der Gewerbeſteuer verpflichteten Gemeinden die Gewerbe und die 
Betriebsſteuer zu erheben haben. 

Die Gemeinden erhalten für die Steuererhebung eine Vergütung von zwei 
Prozent der Iſteinnahme der zu erhebenden Steuer. 


— 


Oberaufſicht. 
29176: 

Die oberſte Leitung des Veranlagungsgeſchäfts im Staat gebührt dem 
Finanzminiſter. Ueber Beſchwerden gegen das Verfahren der Steuerausſchüſſe 
und der Vorſitzenden derſelben entſcheidet die Bezirksregierung ($$. 29 und 30) 
und in weiterer Inſtanz der Finanzminiſter. Die Entſcheidungen des letzteren 
ſind endgültig. a 

$. 77. 

Die in dieſem Geſetze den Bezirksregierungen zugewieſenen Befugniſſe und 
Obliegenheiten werden für die Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin von der Direktion 
für die Verwaltung der direkten Steuern in Berlin wahrgenommen. 


eich 
Nachſteuer. 

Steuerpflichtige, welche, entgegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes, bei der 
Veranlagung übergangen oder ſteuerfrei geblieben ſind, ohne daß eine ſtrafbare 
Hinterziehung der Steuer ſtattgefunden hat (§§. 70 ff.), find zur Entrichtung des 
der Staatskaſſe entzogenen Betrages verpflichtet. Die Verpflichtung erſtreckt ſich 
auf die drei Steuerjahre zurück, welche dem Steuerjahre, in welchem die Ver— 
kürzung feſtgeſtellt worden, vorausgegangen ſind. 

Die Verpflichtung zur Zahlung der Nachſteuer geht auf die Erben, jedoch 
nur bis zur Höhe ihres Erbtheils, über. 

Die Veranlagung der Nachſteuer erfolgt einheitlich für den ganzen Zeit— 
raum, auf welchen ſich die Verpflichtung erſtreckt, nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes durch die Bezirksregierung. 


Schlußbeſtimmungen. 
$. 79. 

Soweit das gegenwärtige Geſetz abweichende Beſtimmungen nicht enthält, 
finden die Vorſchriften des Geſetzes über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen 
Abgaben vom 18. Juni 1840 (Geſetz-Samml. S. 140) auf die Steuern vom 
ſtehenden Gewerbe und die Betriebsſteuer Anwendung. 


a $. 80. 

Wo in den Geſetzen auf die bisherigen Steuerklaſſen Bezug genommen ift, 
treten an die Stelle der bisherigen Klaſſe AT die Klaſſen J und II, an Stelle der 
bisherigen Klaſſe A II die Klaſſe III, und an Stelle der bisherigen Klaſſe B die 
Klaſſe IV dieſes Geſetzes; imgleichen an Stelle des Mittelſatzes der bisherigen 
Klaſſe AI ein Steuerbetrag von 300 Mark. 

§. 81. 

Ueberſteigt das Veranlagungsſoll des Jahres 1893/94 einſchließlich der 

Betriebsſteuer den Betrag von 19811 359 Mark um mehr als fünf Prozent, fo 
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findet in dem Verhältniß des ganzen Mehrbetrages zu der genannten Summe 
eine Herabſetzung ſowohl des Prozentſatzes für Klaſſe I ($. 9) als auch der 
Mittelſätze für die Klaſſen II, III und IV (F. 14) ſowie der höchſten und — mit 
Ausſchluß der Klaſſe IV — der niedrigſten Steuerfäge ſtatt. Dieſe Herabsetzung 
wird in angemeſſener Abrundung durch Königliche Verordnung feſtgeſtellt. Die in 
letzterer beſtimmten Sätze ſind für die Veranlagung für das Steuerjahr 1894/95 
und die folgenden Jahre maßgebend. 

Bleibt das Veranlagungsſoll des Jahres 1893/4 hinter dem oben be⸗ 
zeichneten Betrage um mehr als fünf Prozent zurück, ſo findet in gleicher Weiſe 
nach Maßgabe des Vorſtehenden eine entſprechende Erhöhung des Prozentſatzes 
für die Klaſſe 1 und der Mittelſätze ſowie der höchſten und der niedrigſten Steuer⸗ 
ſätze ſtatt. Dieſe Erhöhung wird durch Königliche Verordnung für die Folgezeit 
wieder außer Kraft geſetzt, wenn das unter Anwendung der Prozent und Mittel⸗ 
ſätze der $$. 9 und 14 berechnete Veranlagungsſoll der Gewerbeſteuer ein⸗ 
ſchließlich der Betriebsſteuer den Betrag von 19811359 Mark — zuzüglich 
einer Steigerung von zwei Prozent dieſes Betrages für jedes auf 1893/94 
folgende Steuerjahr — erreicht. 

$. 82. 

Dieſes Geſetz kommt zunächſt bei der Veranlagung für das Jahr 1893/94 
zur Anwendung. 

Mit dieſer Maßgabe und vorbehaltlich der Anwendung auf frühere Fälle 
treten die auf die Veranlagung und Entrichtung der Gewerbeſteuer bezüglichen 
Vorſchriften, insbeſondere die Geſetze vom 

30. Mai 1820 (Geſetz-Samml. S. 147), 
19. Juli 1861 (Geſetz-Samml. S. 697), 
20. März 1872 (Gejeg-Samml. S. 285), 
5. Juni 1874 (Geſetz⸗»Samml. S. 219) 
am 1. April 1893 außer Kraft. 
$. 83. 

Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 24. Juni 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 
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